
HEFT 2
ABSCHNITT 3:
BESONDERE BEDINGUNGEN
INHALT
Diese Bedingungen präzisieren und ergänzen gegebenenfalls die den Vertrag regelnden Allgemeinen Bedingungen. Sofern die Besonderen Bedingungen nichts anderes vorsehen, bleiben die Allgemeinen Bedingungen in vollem Umfang anwendbar. Die Nummerierung der Artikel der Besonderen Bedingungen ist nicht fortlaufend, sondern folgt der Nummerierung der Artikel der Allgemeinen Bedingungen. Weitere Besondere Bedingungen sind im Anschluss anzugeben. Es ist zu beachten, dass die Besonderen Bedingungen ohne vorherige Genehmigung (Ausnahmeregelung) durch die zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission nicht von den Allgemeinen Bedingungen abweichen dürfen, wenn in den Allgemeinen Bedingungen keine entsprechenden Ausnahmeregelungen vorgesehen sind. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der Besonderen Bedingungen diesen Absatz sowie alle Klammern zu löschen.
Artikel 2: 
Recht und Sprache des Vertrags
2.1
[Für Aufträge, die von der Kommission vergeben werden: Auf den Vertrag findet das EU-Recht Anwendung, welches gegebenenfalls durch die belgische Gesetzgebung ergänzt wird.]
[Für Aufträge, die dezentral von einem öffentlichen Auftraggeber vergeben werden: < Geben Sie hier Abweichungen von dem Grundsatz an, dass der Vertrag durch die Gesetzgebung des Staates des öffentlichen Auftraggebers geregelt wird. >]
2.3
Die verwendete Sprache ist Englisch.
Artikel 3:
Rangordnung der Vertragsdokumente
Die folgenden in der Reihenfolge ihrer Rangordnung aufgeführten Dokumente sind Bestandteile dieses Vertrags und sind als solche zu lesen und auszulegen:
a) der Vertrag,
b) die Besonderen Bedingungen,
c) die Allgemeinen Bedingungen,
d) die technischen Spezifikationen,
e) die Entwurfsunterlagen einschließlich Zeichnungen,
f) der Mengenansatz mit Preisen (nach Berichtigung eventueller Rechenfehler)/Preisaufschlüsselung,
g) das Angebot mit Anhang,
h) alle übrigen Dokumente, die Bestandteil des Vertrags sind.
Artikel 4:
Mitteilungen
< Geben Sie hier die Anschriften der Parteien, ihre anderen koordinierenden Stellen, die Vertragspartner, die einzureichenden Dokumente sowie gegebenenfalls das von den Parteien zu verwendende Kommunikationsverfahren an. >
Artikel 5:
Aufsicht und Vertreter der Aufsicht
5.2
< Geben Sie die verfügbaren Ressourcen der Projektaufsicht und ihres Vertreters an. >
5.3
< Geben Sie die Befugnisse der Projektaufsicht und ihres Vertreters an. >
5.4
< Geben Sie die praktischen Modalitäten für Verwaltungsanweisungen an. >
Artikel 7:
Vergabe von Unteraufträgen
[Nur EEF und sofern die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist:
7.3
Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen der AKP-Staaten vom Auftragnehmer zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Aufgaben zu vergleichbaren Bedingungen auszuführen.]
Artikel 8:
Überlassung von Unterlagen
< Geben Sie die vorzulegenden Dokumente und gegebenenfalls das Verfahren an, das vom öffentlichen Auftraggeber und von der Projektaufsicht verwendet wird, um Zeichnungen und andere vom Auftragnehmer bereitgestellte Dokumente zu genehmigen. >
Artikel 9:
Zugang zur Baustelle
9.1
Der Auftragnehmer ist darauf hinzuweisen, dass es im Staat des öffentlichen Auftraggebers einen Leiter der Delegation der Europäischen Union gibt. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Delegationsleiter freien Zugang zu seinen Betriebsstätten, Werken, Werkstätten usw. zu gewähren und ihn, z. B. durch die Projektaufsicht, bei der Ausübung seiner Pflichten allgemein zu unterstützen. Dies gilt gleichermaßen für die benannten Vertreter des Delegationsleiters.
Vom gesamten Schriftverkehr zwischen dem Auftragnehmer und dem öffentlichen Auftraggeber oder der Projektaufsicht sind für den Leiter der Delegation der Europäischen Union Kopien zu Informationszwecken anzufertigen und an folgende Anschrift zu senden:

< Amtliche Anschrift angeben >
Artikel 12:
Allgemeine Verpflichtungen des Auftragnehmers
12.8
Diese Maßnahmen müssen den Vorschriften des von der Europäischen Kommission veröffentlichten Handbuchs für Kommunikation und Sichtbarkeit bei EU-Außenmaßnahmen entsprechen: http://ec.europa.eu/europeaid/work/visibility/index_en.htm.
Artikel 12a:
Verträge für Planung und Bau
< Sofern erforderlich, geben Sie die vom Auftragnehmer zu erstellenden und der Aufsicht zu übermittelnden Dokumente sowie die Verfahren für ihre Genehmigung und die Anforderungen an die Anleitungen an. >
Artikel 15
Erfüllungsgarantie (Leistungsgarantie)
15.1
Die Erfüllungsgarantie beläuft sich auf <Prozentwert zwischen 5 % und 10 % einfügen> des Auftragswerts sowie des Betrags etwaiger Zusatzaufträge. [Für Beträge bis maximal 345 000 EUR können die zuständigen Dienststellen der Kommission anhand objektiver Kriterien wie Auftragsart und ‑wert beschließen, keine derartige Garantie zu verlangen.]
Artikel 16
Versicherungen
< Geben Sie besondere Anforderungen für den Versicherungsschutz an. >
16.4
Die Höhe des Versicherungsbetrags zur Deckung der Risikohaftung und der zivilrechtlichen Haftung des Auftragnehmers ist < unbegrenzt/begrenzt (Betrag und Währung angeben) >.
Artikel 17:
Programm für die Durchführung der Aufgaben
< Geben Sie die speziellen Anforderungen des Programms für die Durchführung der Arbeiten an. >
Artikel 19:
Zeichnungen des Auftragnehmers
19.1
< Geben Sie sonstige Anforderungen hinsichtlich Detailzeichnungen, die vom Auftragnehmer anzufertigen und der Aufsicht zur Genehmigung zu übermitteln sind, sowie Fristen, die Verfahren für die Genehmigung dieser Unterlagen und die Anforderungen an die Anleitungen an. >
19.7
< Geben Sie an, ob die Anleitungen und Zeichnungen in einer anderen Sprache als der Sprache des Auftrags abgefasst sein dürfen. >
Artikel 20:
Angemessenheit der Angebotspreise
< Geben Sie ergänzende Bestimmungen hinsichtlich des Umfangs des Angebots des Auftragnehmers an. >
Artikel 21:
Außergewöhnliche Risiken
< Geben Sie mögliche besondere Witterungsverhältnisse an. >
Artikel 24:
Beeinträchtigung des Verkehrs
24.1
< Geben Sie etwaige Genehmigungen hinsichtlich der Behinderung des Verkehrs auf den Verkehrseinrichtungen an. >
24.2
< Geben Sie die besonderen Maßnahmen an, die vom Auftragnehmer hinsichtlich des Verkehrs auf und im Umkreis der Baustelle zu ergreifen sind. >
Artikel 27:
Abbruchmaterial
27.1
< Geben Sie an, ob Abbruchmaterial in das Eigentum des öffentlichen Auftraggebers übergeht. >
27.4
< Geben Sie an, wer das Abbruchmaterial entfernt, wenn nicht der Auftragnehmer dafür Sorge tragen muss. >
Artikel 29:
Vorläufige Bauwerke
29.2
< Geben Sie an, ob der öffentliche Auftraggeber für die Planung bestimmter vorläufiger Bauwerke zuständig ist. >
Artikel 30:
Bodenuntersuchungen
30.1
< Geben Sie gegebenenfalls die Vorkehrungen für Bodenuntersuchungen an. >
Artikel 32
Patente und Lizenzen
32.1
< Geben Sie an, ob eine Abweichung von Artikel 32 der Allgemeinen Bedingungen besteht. >
Artikel 34
Durchführungszeitraum der Aufgaben
34.1
< Geben Sie den Durchführungszeitraum bzw. die Durchführungszeiträume der Aufgaben gemäß dem im vorherigen Artikel festgelegten Datum an < Anzahl der Monate in Zahlen und Worten >. >
Artikel 36:
Verzögerung bei der Durchführung der Aufgaben
36.1
< Geben Sie die Höhe der Vertragsstrafe pro Verzugstag sowie den maximalen Gesamtbetrag einer solchen Entschädigung an; 1/1000 des vertraglich vereinbarten Preises pro Verzugstag bis zu einem Höchstbetrag von 20 % des vertraglich vereinbarten Gesamtpreises oder 100 000 EUR pro Verzugstag bis zu einem Höchstbetrag von 10 000 000 EUR. >
[Tragen Sie andernfalls die folgenden Bestimmungen ein:
Die Vertragsstrafe im Falle einer Verzögerung der Vollendung der Bauleistungen beträgt 0,1 % des vertraglich vereinbarten Preises für jeden Tag oder einen Teil des Tages zwischen dem Ende des Durchführungszeitraums der Aufgaben und dem tatsächlichen Zeitpunkt der Fertigstellung bis zu einem Höchstbetrag von 10 % des vertraglich vereinbarten Preises oder, falls der Auftrag in Abschnitte unterteilt ist, bis zu 10 % des Preises des betreffenden Abschnitts.]
Artikel 39:
Bautagebuch
39.1
< Wenn keine Bautagebuch erforderlich ist, geben Sie dies an. Geben Sie, sofern erforderlich, praktische Einzelheiten für die Führung des Bautagebuchs an. >
39.2
< Geben Sie die technischen Einzelheiten der Aufstellungen an. >
Artikel 40:
Ursprung und Qualität der Bauleistungen und der Baustoffe
40.1
[HAUSHALTSPLAN: Alle Lieferungen und Baustoffe, die für die Bauleistungen erforderlich oder Bestandteil der Bauleistungen sind, müssen ihren Ursprung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Land oder Gebiet der Regionen haben, die von den spezifischen Instrumenten des Programms < ........ >, aus dem der Auftrag finanziert wird, abgedeckt und/oder zugelassen sind. „Ursprung“ in diesem Sinn ist der Ort, an dem die Materialien und/oder Ausrüstungen abgebaut, angebaut, erzeugt oder hergestellt bzw. von dem aus die Dienstleistungen erbracht werden. Der Warenursprung ist gemäß dem Zollkodex der Gemeinschaften oder gemäß internationalen Übereinkünften zu bestimmen, die das betreffende Land unterzeichnet hat.]
[EEF: Alle Lieferungen und Baustoffe, die für die Bauleistungen erforderlich oder Bestandteil der Bauleistungen sind, müssen Ursprungserzeugnisse eines Mitgliedstaats der Europäischen Union und/oder eines AKP-Staats sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften, insbesondere Protokoll 1 in Anhang V des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der EU gehören auch Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.]
< Geben Sie etwaige eingeräumte Ausnahmeregelungen zu den Ursprungsregeln an. >
Jede Änderung des festgelegten Ursprungs bei der Einfuhr von Waren muss der Projektaufsicht mitgeteilt und von ihr genehmigt werden.
40.2
Die Arbeiten sowie die Bauteile, Vorrichtungen, Ausrüstungen oder die in das Bauwerk eingehenden Baustoffe müssen mit folgenden Unterlagen übereinstimmen:
(*) den folgenden Spezifikationen ...
(*) den Anforderungen von < das oder die technischen Dokumente angeben, die diese Anforderungen enthalten >
40.3
< Geben Sie an, ob eine vorherige technische Abnahme erforderlich ist, und nennen Sie die Bedingungen für ihre Durchführung. >
Artikel 41:
Kontrolle und Prüfung
< Geben Sie die zu prüfenden Orte gemäß Artikel 41 der Allgemeinen Bedingungen sowie die praktischen Modalitäten für die Prüfung an. >
Artikel 43:
Eigentum an Anlagen und Baustoffen
43.2
< Geben Sie an, ob die Ausrüstung, vorläufigen Bauwerke, Anlagen und Baustoffe auf der Baustelle gemäß Artikel 43 der Allgemeinen Bedingungen dem öffentlichen Auftraggeber gehören, und nennen Sie das oder die verwendeten Rechtsinstrumente. >
Artikel 44:
Allgemeine Bestimmungen für Zahlungen
44.1
Die Zahlungen erfolgen in < Euro oder Landeswährung >.
44.2
[Bei der Vorlage der Rechnungen beim öffentlichen Auftraggeber muss der Auftragnehmer die Europäische Union in Form einer Kopie des Schriftverkehrs davon in Kenntnis setzen < Anschrift der Delegation angeben, sofern diese Möglichkeit verwendet wird >.]
44.3
[Nur HAUSHALTSPLAN: Abweichend sind die auf der Grundlage der jeweiligen Zwischenzahlungsanweisungen und der von der Aufsicht erstellten Schlussabrechnung geschuldeten Beträge vom öffentlichen Auftraggeber binnen 45 Tagen an den Auftragnehmer zu zahlen.]
Artikel 46:
Vorfinanzierung
46.1 und 46.2
< Geben Sie an, ob Vorfinanzierungen möglich sind, und falls ja, geben Sie die Höhe und die Bedingungen an (der Gesamtbetrag der Vorfinanzierung darf bei Vorschüssen in Form von Pauschalbeträgen nicht mehr als 10 % des ursprünglichen vertraglich vereinbarten Preises und für alle anderen Vorfinanzierungen nicht mehr als 20 % betragen). >
Für den Erhalt einer Vorfinanzierungszahlung muss der Auftragnehmer der Aufsicht den Zahlungsantrag und die Erfüllungsgarantie gemäß Artikel 15 übermitteln. Wenn eine Vorfinanzierungszahlung beantragt wird, die 150 000 EUR übersteigt, muss der Auftragnehmer eine Sicherheitsleistung über die gesamte Höhe der Vorfinanzierungszahlung vorlegen.
46.8
Die Vorfinanzierung wird in Form von Abzügen zurückgezahlt, die auf der Basis der monatlichen Forderungen berechnet werden.
a)
Vorfinanzierungen in Form eines Pauschalbetrags (maximal 10 %) werden durch Abzüge von den dem Auftragnehmer geschuldeten Teilbeträgen und gegebenenfalls von dem dem Auftragnehmer geschuldeten Restbetrag zurückgezahlt. Die Rückzahlung beginnt mit der ersten Teilzahlung und muss spätestens dann abgeschlossen sein, wenn 80 % des Auftragswerts bezahlt worden sind.
Die Rückzahlung erfolgt in der Währung der Vorfinanzierung.
Der von den einzelnen Teilzahlungen abzuziehende Betrag wird anhand der folgenden Formel berechnet:

[image: image1.wmf]8

.

0

´

´

=

Vt

D

Va

R


Dabei gilt:
R = zurückzuzahlender Betrag
Va = Gesamtbetrag der Vorfinanzierung
Vt = ursprünglicher Auftragswert
D = Teilzahlungsbetrag
Das Ergebnis wird auf die zweite Dezimalstelle gerundet.
b)
Vorfinanzierungen für Anlagen, Maschinen und Werkzeuge – sowie Vorfinanzierungen für andere wesentliche vorherigen Ausgaben (maximal 20 %) – werden durch Abzüge von den dem Auftragnehmer geschuldeten Teilbeträgen und gegebenenfalls von dem dem Auftragnehmer geschuldeten Restbetrag zurückgezahlt. Die Rückzahlung beginnt mit der ersten Teilzahlung und muss spätestens dann abgeschlossen sein, wenn 90 % des Auftragswerts bezahlt worden sind.
Der von den einzelnen Teilzahlungen abzuziehende Betrag wird anhand der folgenden Formel berechnet:
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Dabei gilt:
R = zurückzuzahlender Betrag
Va = Gesamtbetrag der Vorfinanzierung
Vt = ursprünglicher Auftragswert
D = Teilzahlungsbetrag
Artikel 47:
Einbehaltene Beträge
47.1
< Geben Sie die praktischen Modalitäten für einbehaltene Beträge an. In der Regel beträgt die von den Zwischenzahlungen als Sicherheit für die Verpflichtungen des Auftragnehmers während der Gewährleistungsfrist einbehaltene Summe 10 % des jeweiligen Teilbetrags. >
Artikel 48:
Preisanpassung
Für Aufträge ab 5 000 000 EUR ist die Anwendung der Preisanpassungsformel, die auf der Grundlage der im Abschnitt der detaillierten Preisaufschlüsselung angeführten Koeffizienten (Heft 4 der Ausschreibungsunterlagen) bestimmt wird, obligatorisch.
Für Aufträge unter 5 000 000 EUR ist die in Artikel 48 Absatz 2 angeführte Preisanpassungsformel anzuwenden, wenn der öffentliche Auftraggeber während des Ausschreibungsverfahrens von den Bietern Angaben im Abschnitt der detaillierten Preisaufschlüsselung (Heft 4 der Ausschreibungsunterlagen) verlangt hat. Andernfalls verwendet der öffentliche Auftraggeber die eigene Preisanpassungsformel.
48.1 Es wird davon ausgegangen, dass die im Angebot des Auftragnehmers enthaltenen Preise (im Abschnitt der detaillierten Preisaufschlüsselung in Heft 4) auf der Grundlage der wirtschaftlichen Bedingungen ermittelt wurden, die 30 Tage vor dem festgesetzten letzten Termin für die Angebotsabgabe in Kraft waren (Bezugsdatum). Falls sich die wirtschaftlichen Bedingungen während der Ausführung der Bauleistungen ändern, wird die monatliche Zwischenzahlungsanweisung mit Hilfe der in Artikel 48 Absatz 2 angeführten Preisanpassungsformeln angepasst.
48.2 Die Preisanpassung wird durch die kombinierte Anwendung a) der Proportionalformel und b) der Monomaterial-Formel für Zement, Bitumen und Bewehrungsstahl wie folgt berechnet:
a)
Die Preisanpassung berechnet sich durch Anwendung der folgenden Proportionalformel auf die einzelnen Zwischenzahlungsanweisungen nach Abzug eines etwaigen fälligen Rückzahlungsbetrags für eine Vorfinanzierung:
P = Po [(a + b (
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Dabei gilt:
P =
Preisanpassung nach oben oder nach unten der Zwischenzahlungsanweisung für den betreffenden Zeitraum „n“
Po =
Betrag der Zwischenzahlungsanweisung nach Abzug eines etwaigen fälligen Rückzahlungsbetrags für eine Vorfinanzierung
Eo =
offizieller Tageslohn des Arbeitsteams < Zusammensetzung des Teams nach Kategorie angeben > in < Land > am Bezugsdatum
En =
offizieller Tageslohn des Arbeitsteams < Zusammensetzung des Teams nach Kategorie angeben > in < Land > im Monat n
CH0 =
prozentuale Erhöhung der Sozialbeiträge für den Lohn eines Mitarbeiters, die aus der Anwendung der in < Land > am Bezugsdatum geltenden Gesetzen und Verordnungen resultiert
CHn =
gleicher Index, jedoch im Monat n
Mt0 =
offizieller Index für die Lieferung und Wartung fester und beweglicher Teile von Baumaschinen, einschließlich der im Hoch- und Tiefbau benötigten Fahrzeuge, Maschinen, Werkzeuge und Ersatzteile, gemäß Veröffentlichung durch < Quelle und Herausgeber des zugrunde gelegten Index angeben >
Mtn =
gleicher Index, jedoch im Monat n
G0 =
Dieselabgabepreis in < Land > am Bezugsdatum (ohne Steuern, wenn der Auftrag von Steuern und Zöllen befreit ist)
Gn =
gleicher Preis, jedoch im Monat n (ohne Steuern, wenn der Auftrag von Steuern und Zöllen befreit ist)
Txo =
Wechselkurs zwischen der Währung der Auftragszahlung und der Währung des gewählten Indikators am Bezugsdatum
Txn =
gleicher Wechselkurs, jedoch im Monat n
Als Indizes (CH, Mt und G) sind die zuverlässigsten unter den verfügbaren Indizes zu wählen. Die oben aufgeführten Indizes verstehen sich entsprechend ihrer genauen Definition in der Quelle. Der Herausgeber und der Titel der betreffenden Publikation sind ebenfalls anzugeben.
Die Koeffizienten a, b, c und d sind vom Auftragnehmer auf der Grundlage der in seinem Angebot enthaltenen detaillierten Preisaufschlüsselung festzulegen. Der Auftragnehmer muss eindeutige Berechnungen für die vorgeschlagenen Koeffizienten liefern. Die Koeffizienten müssen insgesamt 1 ergeben.
Für die Monomaterial-Formel gibt es zwei Möglichkeiten der Anwendung:
Möglichkeit b1: Als Bezugswert werden die Materialpreise verwendet (Mat0).
Möglichkeit b2: Als Bezugswert werden die offiziellen Materialindizes verwendet (Io).
b1)
Die Anpassung der Preise für Zement, Bitumen und Bewehrungsstahl wird berechnet, indem die folgende Monomaterial-Formel für jede Komponente separat angewandt wird:
Dm = Qn C x (Matn/Txn - Mat0/Tx0)
Dm =
Zuschlag oder Abschlag für das von der Preisanpassung im Monat „n“ betroffene Material
Qn =
Menge der im Monat n ausgeführten Bauleistungen, bei denen eines oder mehrere der betreffenden Materialien verwendet wurde
C =
Umwandlungskoeffizient für die Berechnung der innerhalb der ausgeführten Bauleistungsmenge Qn verwendeten Materialmenge

Der Wert für den Koeffizienten C ist wie folgt definiert:
· Für Zement wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen für jeden gemäß den im Auftrag angegebenen Kategorien ausgeführten Kubikmeter Beton.
· Für Bewehrungsstahl wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen des pro Kubikmeter Stahlbeton gemäß den Bewehrungsplänen verlegten Stahls.
· Für Bitumengemische wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen Bitumen < Bitumensorte angeben (z. B. 60/70) > für < in den Einheitspreisen für die Mengenangabe des Bitumenprodukts verwendete Maßeinheit angeben (z. B. m³, m², Tonnen) > des ausgeführten Bitumengemischs.
Mat0 =
offizieller Lieferpreis des betreffenden Materials am Bezugsdatum
Matn =
offizieller Lieferpreis des betreffenden Materials im Monat n
Txo =
Wechselkurs zwischen der Währung der Auftragszahlung und der Währung des Ursprungslandes des Materials am Bezugsdatum
Txn =
Wechselkurs zwischen der Währung der Auftragszahlung und der Währung des Ursprungslandes des Materials im Monat n
b2)
Die Anpassung der Preise für Zement, Bitumen und Bewehrungsstahl wird berechnet, indem die folgende Monomaterial-Formel für jede Komponente separat angewandt wird:
Dm = Qn C Po 
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Dm =
Zuschlag oder Abschlag für das von der Preisanpassung im Monat „n“ betroffene Material
Qn =
Menge der im Monat n ausgeführten Bauleistungen, bei denen eines oder mehrere der betreffenden Materialien verwendet wurde
C =
Umwandlungskoeffizient für die Berechnung der innerhalb der ausgeführten Bauleistungsmenge Qn verwendeten Materialmenge

Der Wert für den Koeffizienten C ist wie folgt definiert:
· Für Zement wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen für jeden gemäß den im Auftrag angegebenen Kategorien ausgeführten Kubikmeter Beton.
· Für Bewehrungsstahl wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen des pro Kubikmeter Stahlbeton gemäß den Bewehrungsplänen verlegten Stahls.
· Für Bitumengemische wird der Koeffizient C ausgedrückt in Tonnen        Bitumen < Bitumensorte angeben (z. B. 60/70) > für < in den Einheitspreisen für die Mengenangabe des Bitumenprodukts verwendete Maßeinheit angeben (z. B. m³, m², Tonnen) > des ausgeführten Bitumengemischs.
Po =
anzupassender Materialpreis entsprechend der Angabe im Angebot des Bieters
Txo =
Wechselkurs zwischen der Währung der Auftragszahlung und der Währung des Ursprungslandes des Materials am Bezugsdatum
Txn =
Wechselkurs zwischen der Währung der Auftragszahlung und der Währung des Ursprungslandes des Materials im Monat n
Io =
offizieller Materialindex am Bezugsdatum
In =
offizieller Materialindex zum Beschaffungszeitpunkt
c)
Es gibt keine Schwelle für die Preisanpassung.
d)
Wenn der Auftragnehmer das Ursprungsland für die Beschaffung der zur Ausführung der Bauleistungen verwendeten Materialien oder anderen Komponenten ändert, muss er die Aufsicht binnen 30 Tagen schriftlich davon in Kenntnis setzen, damit sie die Preisanpassungsformel entsprechend ändern und die Indizes für das neue Ursprungsland einsetzen kann.
Artikel 49:
Vermessung
49.1
Geben Sie eine der folgenden drei Methoden für die Vermessung der Bauleistungen an:
(*)
Dies ist ein Pauschalpreisvertrag.
(*)
Dies ist ein Auftrag zu Einheitspreisen (geben Sie an, ob den Posten im Mengensatz etwas hinzugefügt werden darf).
(*)
Dies ist ein Kostenzuschlagsvertrag. (Legen Sie fest, welche Angaben der Auftragnehmer der Aufsicht zu machen hat und in welcher Form diese vorzulegen sind.)
Artikel 50:
Zwischenzahlungen
50.1
< Geben Sie die praktischen Modalitäten für Zwischenzahlungen an. >
Artikel 51:
Schlussabrechnung
51.1 und 51.2
[Abhängig von der Praxis im Staat des öffentlichen Auftraggebers können die folgenden Bestimmungen aufgenommen werden:
51.1
Der Entwurf der Schlussabrechnung muss spätestens dann vorgelegt werden, wenn der Auftragnehmer die Bescheinigung über die vorläufige Abnahme beantragt.
51.2
Die Aufsicht erstellt und unterzeichnet die Schlussabrechnung binnen 30 Tagen nach Ausstellung der Bescheinigung über die Endabnahme gemäß Artikel 62.]
51.6
< Geben Sie hier eine etwaige Abweichung an. >
Artikel 53:
Zahlungsverzug
[Bei zentraler Verwaltung vorgeschrieben:
53.1
Nach Ablauf der in Artikel 44 Absatz 3 der Allgemeinen Bedingungen genannten Zahlungsfrist erhält der Auftragnehmer Verzugszinsen:
-
in Höhe des Zinssatzes, der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungstransaktionen in Euro verwendet wird, wenn Zahlungen in Euro erfolgen,
-
zum Rediskontsatz der Zentralbank des Empfängerlandes, wenn die Zahlungen in der Währung dieses Landes erfolgen,
zum ersten Tag des Monats, in dem die Frist abgelaufen ist, zuzüglich dreieinhalb Prozentpunkten. Die Verzugszinsen fallen für die Zeit zwischen der Zahlungsfrist und dem Datum, an dem das Konto des öffentlichen Auftraggebers belastet wird, an. Betragen die gemäß dieser Bestimmung berechneten Zinsen höchstens 200 EUR, werden sie ausnahmsweise erst dann an den Auftragnehmer gezahlt, wenn innerhalb von zwei Monaten nach einem Zahlungsverzug schriftlich darum ersucht wird. Die Mitgliedstaaten haben keinen Anspruch auf Verzugszinsen.]
[Bei dezentraler Verwaltung:
53.1
Die Verzugszinsen berechnen sich wie folgt:
-
zum Rediskontsatz des ausgebenden Instituts des Landes des öffentlichen Auftraggebers, wenn die Zahlungen in der Landeswährung erfolgen, oder
-
in Höhe des Zinssatzes, der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungstransaktionen in Euro verwendet wird (wie monatlich im Amtsblatt der Reihe C der Europäischen Union veröffentlicht), wenn Zahlungen in Euro erfolgen,

zum ersten Tag des Monats, in dem die Frist abgelaufen ist, zuzüglich dreieinhalb Prozentpunkten. Die Verzugszinsen fallen für die Zeit zwischen der Zahlungsfrist und dem Datum, an dem das Konto des öffentlichen Auftraggebers belastet wird, an.]
Artikel 59:
Teilabnahme
59.3
< Geben Sie an, wann die Gewährleistungsfrist beginnt, falls sie nicht mit dem Tag der Teilabnahme einsetzt. >
Artikel 60:
Vorläufige Abnahme
< Geben Sie die Vorkehrungen für die vorläufige Abnahme im Detail an. >
Artikel 61:
Gewährleistung
< Geben Sie alle weiteren Gewährleistungspflichten an. >
61.1
Gemäß dem Glossar in den allgemeinen Anhängen ist die Gewährleistungsfrist wie folgt definiert: der im Vertrag festgelegte, unmittelbar auf den Tag der vorläufigen Abnahme folgende Zeitraum, in dem der Auftragnehmer verpflichtet ist, die Bauleistungen zu vollenden und auf Weisung der Aufsicht beanstandete Fehler oder Mängel zu beheben. Die Rechte und Pflichten der Parteien in Bezug auf diese Gewährleistungsfrist sind in Artikel 61 der Allgemeinen Bedingungen geregelt.
61.6
< Geben Sie an, ob die im Rahmen einer normalen Abnutzung erforderlichen unter die Gewährleistung fallenden Arbeiten vom Auftragnehmer auszuführen sind. >
61.7
< Geben Sie an, ob die Gewährleistungsfrist kürzer als die maximale Dauer von 365 Tagen ist. Geben Sie alle weiteren Gewährleistungspflichten an, z. B. Herstellergarantie. >
Artikel 68:
Regelung von Streitigkeiten
68.4

[Für zentral verwaltete Aufträge:
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit der Gerichte von Brüssel (Belgien) verwiesen.]
[Für dezentral verwaltete Aufträge:
[HAUSHALTSPLAN:
ENTWEDER
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit von < angeben > verwiesen, und dort findet die nationale Gesetzgebung des öffentlichen Auftraggebers Anwendung.
ODER
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die Schiedsgerichtsbarkeit von < Schiedsstelle angeben > verwiesen, wo die Schiedsverfahren [der Internationalen Handelskammer/der UN-Kommission für Internationales Handelsrecht/< eines sonstigen international anerkannten und anzugebenden Verfahrens >] angewandt werden.]
[EEF:
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, sind:
a)
im Falle eines nationalen Vertrags gemäß der nationalen Gesetzgebung des Landes des öffentlichen Auftraggebers beizulegen; und
b)
im Falle eines internationalen Vertrags entweder:
(i)
gemäß der nationalen Gesetzgebung des Empfängerlandes oder dessen internationaler Praxis beizulegen, sofern die Vertragsparteien dies vereinbaren; oder
(ii)
mittels eines aus dem Europäischen Entwicklungsfonds finanzierten Schiedsverfahrens gemäß der Schlichtungs- und Schiedsordnung für vom Europäischen Entwicklungsfonds finanzierte Aufträge beizulegen, die mit dem Beschluss Nr. 3/90 des AKP-EWG-Ministerrats vom 29. März 1990 verabschiedet wurde (Amtsblatt L 382 vom 31.12.1990). (Anhang A12 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen)]]
Artikel 73:
Weitere Klauseln
< Fügen Sie weitere von den zuständigen Kommissionsdienststellen gebilligte Klauseln hinzu. >
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